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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Michael Krakowski

Wettbewerbspolitische Probleme beim 
Zusammenschluß der deutschen Staaten

Im Zuge der ökonomischen Eingliederung der ostdeutschen Länder ist es eine vordringliche 
ordnungspolitische Aufgabe, möglichst rasch wettbewerbliche Strukturen im Beitrittsgebiet 

aufzubauen. Wie ist die bisherige Entwicklung unter wettbewerbspolitischen Gesichts­
punkten zu bewerten ? Auf welchen Märkten sind besondere Probleme zu erwarten ?

Bei dem Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft 
auf dem Gebiet der neuen Bundesländer müssen 

wettbewerbliche Strukturen aufgebaut werden. Es han­
delt sich hier um einen sehr komplexen Prozeß, denn mit 
dem Zusammenwachsen der beiden deutschen Staaten 
sind drei gleichzeitig ablaufende Entwicklungen verbun­
den:

□  Der Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR,

□  die Integration dieses Gebietes in die weltwirtschaftli­
che Arbeitsteilung und

□  die auch staatliche Integration zweier, ehemals weit­
gehend voneinander abgeschotteter, Volkswirtschaften.

Aufgabe der Wettbewerbspolitik ist es dafür zu sorgen, 
daß sich keine marktbeherrschenden Stellungen heraus­
bilden oder verstärkt werden. Hier soll -  ausgehend von 
der Situation vor November 1989 -d ie  bisherige Entwick­
lung untersucht und unter wettbewerbspolitischen Ge­
sichtspunkten bewertet werden. Anschließend wird abge­
leitet, auf welchen Märkten beim Zusammenwachsen der 
beiden deutschen Staaten wettbewerbspolitische Pro­
bleme wahrscheinlich sind.

Die Ausgangssituation

Die Wirtschaft der alten Bundesrepublik Deutschland 
war Teil einer stark verflochtenen Weltwirtschaft. Die 
Tendenzen relativ sinkender Transportkosten, relativ sin­
kender Kommunikationskosten und der weltweiten An-
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gleichung der Präferenzen der Verbraucher hatten zu ei­
ner immer größeren räumlichen Ausdehnung der relevan­
ten Märkte und damit auch des intra-industriellen Han­
dels geführt. Hinzu kam die -  in den einzelnen Ländern 
unterschiedlich stark ausgeprägte-Tendenz zum Abbau 
staatlicher Einflüsse, vor allem seit Anfang der achtziger 
Jahre, die indirekt durch den Rückgang staatlich abgesi­
cherter Monopolstellungen und Handelshemmnisse zu 
der globalen Tendenz der Ausdehnung der Märkte bei­
trug. Im Rahmen der europäischen Gemeinschaft hat hier 
insbesondere die Initiative für einen gemeinsamen Bin­
nenmarkt verstärkend gewirkt.

Die Unternehmen haben auf diese Tendenz zur Aus­
weitung der räumlich relevanten Märkte mit einem ver­
stärkten externen Wachstum geantwortet, d.h. andere 
Unternehmen aufgekauft. Die Zahl der Fusionen sowohl 
in der Bundesrepublik als auch solcher von gemein­
schaftsweiter Bedeutung hat stark zugenommen. Ange­
sichts der gewachsenen Märkte haben die Fusionen frei­
lich nicht -  jedenfalls nicht in großem Maße -  zu einer 
Schaffung oder Verstärkung marktbeherrschender Stel­
lungen geführt. Vielmehr haben gerade die Deregulie­
rungsmaßnahmen sowohl auf einzelstaatlicher als auch 
auf gemeinschaftlicher Ebene eher zu einem Abbau sol­
cher Stellungen beigetragen.

Wettbewerbspolitisch bedenklicher dürfte freilich eine 
andere Tendenz sein. Seit einigen Jahren ist eine Welle 
von Kooperationen zwischen im Weltmaßstab bedeuten­
den Anbietern zu beobachten. Sie zielen zwar meist nur 
auf einen Teil der Aktivitäten der beteiligten Unterneh­
men. Gleichwohl ist die Gefahr gegeben, daß aufgrund 
des immer enger werdenden Kooperationsgeflechtes 
eine Angleichung der Interessen zwischen den wichtig­
sten Anbietern auf einzelnen Weltmärkten entsteht, die 
faktisch den Wettbewerb zwischen ihnen beschränkt.
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Dieser im großen und ganzen wettbewerbspolitisch 
befriedigenden Situation in der Bundesrepublik stand in 
der DDR ein System gegenüber, in dem Wettbewerb zwi­
schen Anbietern von vornherein nicht bestehen sollte. 
Die Zusammenfassung der Betriebe einer ganzen Bran­
che zu Kombinaten war Ausdruck dieses Systems. Unter­
nehmen in der DDR-wobei der Begriff Unternehmen nur 
eingeschränkt zutrifft -  waren also gewollte Monopoli­
sten.

Die wettbewerbspolitische Aufgabe

Angesichts dieser Ausgangssituation bestand und be­
steht die wettbewerbspolitische Aufgabe beim Zusam­
menwachsen der deutschen Staaten darin, den Über­
gang von einer Planwirtschaft zu einer wettbewerblich 
orientierten Marktwirtschaft in der DDR zu organisieren 
und gleichzeitig zu verhindern, daß auf dem Gebiet West­
deutschlands marktbeherrschende Stellungen aufgebaut 
oder verstärkt werden.

Bei der Organisierung des Übergangs von einer Plan- 
zu einer Marktwirtschaft müssen die Monopolbetriebe 
ihre Monopolstellung verlieren, um Wettbewerb zu er­
möglichen, und weitgehend privatisiert werden, um die 
marktwirtschaftlichen Anreizmechanismen auch auf der 
einzelwirtschaftlichen Ebene zur Entfaltung zu bringen. 
Der Schaffung wettbewerblicher Strukturen im Beitritts­
gebiet steht also die Erhaltung solcher Strukturen in 
Westdeutschland gegenüber.

Die Erhaltung wettbewerblicher Strukturen auf dem 
Gebiet der alten Bundesländer oblag den wettbewerbs­
politischen Regelungen des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen und dem Bundeskartellamt als 
ausführender Institution. Daneben waren die Wettbe­
werbsvorschriften des EG-Vertrages und die Verordnung 
über eine europäische Fusionskontrolle von Bedeutung. 
Bis zur staatlichen Vereinigung wurden deutsch-deut- 
sche Kooperationen und Zusammenschlüsse gemäß den 
gesetzlichen Bestimmungen als Auslandsfusionen be­
handelt. Das Kartellamt mußte also eventuelle Inlands­
auswirkungen, auf das Gebiet der alten Bundesländer be­
zogen, untersuchen. Falls solche Inlandsauswirkungen 
bestanden, und diese zu einer Entstehung oder Verstär­
kung von marktbeherrschenden Stellungen geführt hät­
ten, hatte das Amt den Zusammenschluß zu untersagen. 
Von Anfang an war freilich die Meinung vorherrschend, 
daß dies in der Regel nicht der Fall sein dürfte. Und dies 
aus drei Gründen:

□  Angesichts des eingetretenen räumlichen Markt­
wachstums ist die Zahl derjenigen Märkte, auf denen ein 
westdeutsches Unternehmen marktbeherrschend ist,

nicht allzu hoch. Insofern kann auch nur selten eine sol­
che marktbeherrschende Stellung verstärkt werden.

□  Wegen der relativen wirtschaftlichen Schwäche der 
meisten Betriebe im Beitrittsgebiet konnte in der Regel 
auch davon ausgegangen werden, daß diese keine wich­
tigen potentiellen Konkurrenten im Rahmen des relevan­
ten Zeithorizontes darstellten. Folglich bedeutete der Auf­
kauf eines solchen Unternehmens auch nicht einen be­
deutenden Verlust an potentiellem Wettbewerb.

□  Aus dem gleichen Grund war es ebenfalls unwahr­
scheinlich, daß durch den Zusammenschluß von zwei 
Unternehmen in der damaligen DDR eine marktbeherr­
schende Stellung auf dem Gebiet der damaligen Bundes­
republik entstehen konnte.

Es war also schon im voraus zu erwarten, daß negative 
Auswirkungen deutsch-deutscher Zusammenschlüsse 
im Geltungsbereich des GWB vor dem 3. Oktober eher 
die Ausnahme sein würden.

Aufbau wettbewerblicher Strukturen

Auf dem Gebiet der damaligen DDR ging es nicht um 
den Schutz des Wettbewerbs vor privaten Wettbewerbs­
beschränkungen, sondern um den Aufbau wettbewerbli­
cher Strukturen. Da sich alle Unternehmen ohnehin im 
Staatsbesitz befanden, stand es dem Staat als Verkäufer 
frei, an wen er verkaufen wollte. Daher wurde manchmal 
argumentiert, daß ein eigenes Wettbewerbsgesetz in der 
DDR bis zur staatlichen Vereinigung nicht notwendig sei. 
Im Staatsvertrag wurde allerdings festgelegt, daß auch in 
der DDR ein Gesetz zum Schutz des Wettbewerbs verab­
schiedet und ein entsprechendes Amt aufgebaut werden 
sollte. Dabei wurde das GWB fast vollständig übernom­
men. Die Ausnahme bildeten die Regelungen zur Fu­
sionskontrolle. Das Amt für Wettbewerbsschutz konnte 
nach dem Gesetz bei Vorliegen der relevanten Tatbe­
stände eine Fusion untersagen, war dazu aber nicht ge­
zwungen.

Das zweistufige Verfahren nach dem GWB -  erst Un­
tersagung durch das Kartellamt, dann mögliche Minister­
erlaubnis -  war damit auf eine Stufe reduziert worden. 
Dem lag zum einen die Überlegung zugrunde, daß bei der 
Umstrukturierung der DDR-Wirtschaft schnelle Ent­
scheidungen notwendig und ein zweistufiges Verfahren 
zuviel Zeit beanspruchen würde. Zum anderen waren zu 
Beginn der Wirtschafts- und Währungsunion viele der po­
tentiellen Partner aus der DDR bei Zusammenschlußvor­
haben auf ihren Heimatmärkten marktbeherrschend. Bei 
der Beurteilung von Fusionen mußte daher berücksich­
tigt werden, daß marktbeherrschende Stellungen mög­
lichst schnell abgebaut werden. So konnte das Amt für
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Wettbewerbsschutz der DDR ein Vorhaben auch untersa­
gen wenn zu erwarten ist, daß der Zusammenschluß
den Abbau einer marktbeherrschenden Stellung verhin­
dert...“ . In der Praxis sollte es vor allem hierum gehen und 
zu entscheiden sein, ob eine Fusion den Abbau einer 
marktbeherrschenden Stellung unangemessen verzö­
gert; dies war jedenfalls die Intention.

Mit dem Gesetz wurde dem Amt für Wettbewerbs­
schutz ein fast unbegrenzter Ermessensspielraum ein­
geräumt. Diesen Spielraum hat es auch ausgenutzt, aller­
dings nicht zur Untersagung wegen einer erwarteten Ver­
zögerung beim Abbau marktbeherrschender Stellungen, 
sondern zur Genehmigung auch umstrittener Zusam­
menschlußvorhaben. So hatten auch die häufig kritisier­
ten Beteiligungen im Versicherungs- und Kreditwesen 
seine Zustimmung gefunden, im Versicherungswesen al­
lerdings mit Bedenken und nur weil das Wirtschaftsmini­
sterium der DDR den politischen Willen zur Genehmi­
gung bekundet hatte.

Seit der staatlichen Vereinigung erstreckt sich der Gel­
tungsbereich des GWB und die Zuständigkeit des Bun­
deskartei lamtes auf das gesamte neue Staatsgebiet der 
Bundesrepublik. Ausnahmeregelungen für Zusammen­
schlüsse im Beitrittsgebiet existieren nicht.

Die Privatisierungsaufgabe

Während dem GWB und dem Bundeskartellamt der 
Schutz des Wettbewerbs vor Beschränkungen durch die 
privaten Marktteilnehmer obliegt, ist die Treuhandanstalt 
die entscheidende Institution bei der Herausbildung wett­
bewerblicher Strukturen im Beitrittsgebiet. Sie ist derzei­
tig die größte Holdinggesellschaft der Welt; ihre verschie­
denen Beteiligungsgesellschaften sind in ihren Ge­
schäftsentscheidungen allerdings weitgehend unabhän­
gig, so daß sie nicht als eine wettbewerbliche Einheit an­
zusehen sind. Die Treuhandgesellschaft hat den Auftrag, 
das ihr übertragene Vermögen zu privatisieren und zu 
verwerten. Dabei hat sie laut ihrer Satzung „die Wettbe­
werbsfähigkeit möglichst vieler Unternehmen herzustel­
len und somit Arbeitsplätze zu sichern und neue zu schaf­
fen, die Sanierung und Strukturanpassung der Unterneh­
men an die Erfordernisse des Marktes zu unterstützen 
und die Entwicklung effektiver Unternehmensstrukturen 
zu fördern“ .

Es wurde vielfach kritisiert, daß diese gesetzlichen 
Aufgaben der Treuhandanstalt widersprüchlich seien 
oder zumindest reichlich Konfliktpotential enthielten. So 
muß die Anstalt beispielsweise abwägen, ob sie die not­
wendige Sanierung eines Beteiligungsunternehmen sel­
ber vornimmt oder einem Käufer überläßt. Einigkeit be­
steht wohl darüber, daß ein Käufer die Sanierung regel­
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mäßig mit größerer Erfolgsaussicht durchführen kann als 
die Treuhandanstalt, weil er die bessere Marktübersicht 
und Managementerfahrung besitzt. Ein Interessenkon­
flikt kann aber dann entstehen, wenn der nach einer Sa­
nierung durch die Anstalt erzielbare Kaufpreis unter Ein­
rechnung der Sanierungskosten mit hoher Wahrschein­
lichkeit größer ausfällt als der Preis, der vor der Sanie­
rung erreichbar ist.

Gegen eine solche Konstellation spricht freilich die Er­
wartung, daß die Sanierungskosten für den privaten Käu­
fer geringer sein dürften als für die Treuhandanstalt. 
Gleichwohl ist auch bei anderen Verkäufern von Unter­
nehmen immer wieder zu beobachten, daß sie erst sanie­
ren und dann verkaufen. Dies läßt sich damit erklären, 
daß der potentielle Käufer einer sanierungsbedürftigen 
Gesellschaft den notwendigen Aufwand in der Regel 
schlechter beurteilen kann als der Vorbesitzer, der hier 
über einen Informationsvorsprung verfügt. Daher wird 
von Kaufinteressenten -  wegen der Unsicherheit -  ein 
großer Preisabschlag für die Sanierungsaufgabe ver­
langt. Im Falle der Treuhandanstalt dürfte eine derartige 
asymmetrische Informationsverteilung aber nicht vorlie­
gen; ihr Informationsstand über die Beteiligungsgesell­
schaften scheint in der Regel eher gering zu sein, jeden­
falls nicht systematisch größer als derjenige von poten­
tiellen Käufern.

Hinzu kommt ein weiterer Gesichtspunkt. Bei der Pri­
vatisierung von Unternehmen sollte der Staat (in diesem 
Falle konkret die Treuhandanstalt) nicht eine Maximie­
rung der Einnahmen anstreben. Eine einfache Überle­
gung mag dies verdeutlichen: Falls ein zu privatisieren­
des Unternehmen über eine marktbeherrschende Stel­
lung verfügt, wird der erzielbare Verkaufspreis dann am 
höchsten sein, wenn es nicht entflochten, sondern als 
Ganzes angeboten wird, weil ein Käufer die abgezinsten 
Monopolgewinne in seine Überlegungen mit einbezieht. 
Das Kartellrecht würde in diesem Fall nicht greifen, wenn 
die marktbeherrschende Stellung nur erhalten bliebe und 
nicht verstärkt würde.

Ordnungspolitische Aufgabe

Der Staat hat vielmehr seine ordnungspolitische Auf­
gabe zu erfüllen und möglichst rasch wettbewerbliche 
Strukturen aufzubauen, wozu auch die Privatisierung ge­
hört. Selbst wenn also im Einzelfalle eine schnelle Priva­
tisierung insgesamt gesehen einen geringeren Verkaufs­
preis bedeuten würde, sollte sie vorgenommen werden. 
Dies ginge auch nicht zu Lasten der Bürger in den neuen 
Bundesländern (denen ein eventueller Überschuß der 
Treuhandanstalt zugute kommen soll), denn eine 
schnelle Privatisierung wird schließlich gefordert, weil so
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die langfristigen Wachstumschancen (und damit die 
Wohlfahrt) gerade für die neuen Bundesländer am höch­
sten sind.

Um eine möglichst rasche Privatisierung der noch im 
Besitz der Treuhand verbleibenden Unternehmen zu er­
reichen, sollte daher auch die Sanierungsaufgabe vor­
wiegend den Käufern überlassen werden. In manchen 
Fällen wird dabei angesichts der schlechten Verfassung 
der Unternehmen und der großen Unsicherheiten kein 
positiver Verkaufspreis zu erzielen sein. Eine Zuzahlung 
an einen Käufer mit einem überzeugenden Konzept sollte 
daher zunehmend in die Überlegungen mit einbezogen 
werden. Indirekt bestehen solche Ansätze bereits, wenn 
etwa die Haftung für Schäden aus Altlasten bei der Treu­
hand verbleibt.

Die Gefahren bei der Arbeit der Treuhandanstalt resul­
tieren wohl weniger aus einer widersprüchlichen Aufga­
benstellung, als vielmehr aus der notwendig paradoxen 
Situation, daß der Übergang zur Marktwirtschaft von ei­
ner staatlichen Stelle organisiert wird, die zumindest po­
tentiell auch immer einer politischen Einflußnahme aus­
gesetzt ist. In der konkreten Umbruchsituation, in der die 
Akzeptanz auch einschneidender Maßnahmen im Bei­
trittsgebiet überraschend groß ist, ist die politische Ein­
flußnahme noch gering. Mit der Herausbildung und Kon­
solidierung von neuen Interessengruppen im Rahmen 
des für das Beitrittsgebiet neuen politischen Systems 
werden die Versuche und die Erfolgswahrscheinlichkeit 
einer solchen Einflußnahme in Zukunft zunehmen. Schon 
aus diesem Grunde sollten Überlegungen abgelehnt wer­
den, die ein langfristiges staatliches Engagement bei ei­
ner größeren Zahl ehemals volkseigener Betriebe befür­
worten, etwa nach dem Beispiel der italienischen oder 
österreichischen Staatsholdings.

Investitionsarten

Angesichts der sich ständig verändernden Rahmenbe­
dingungen in der DDR bis zum Beitritt und die auch wei­
terhin fortbestehenden Unsicherheiten ist es nicht ver­
wunderlich, daß die Privatisierung und die Kooperations­
abkommen bisher nur einen bescheidenen Umfang er­
reicht haben.

Da bis zur Niederlassungsfreiheit im Rahmen der Wirt- 
schafts- und Währungsunion deutsch-deutsche Koopera­
tionsabkommen in der DDR genehmigungspflichtig wa­
ren, wurden diese gemeldet und konnten im nachhinein 
analysiert werden1. Im Zeitraum vom 25. Januar 1990 bis

' Die folgenden Angaben beruhen auf dem Artikel von Wolfgang 
L i e b e r n i c k e l :  Joint-Venture-Gründungen in der mittelständischen 
Wirtschaft der DDR, in: Außenwirtschaft, 18. Jg., H. 35 (Beilage).
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Ende Juni wurden 2802 Joint-Venture-Vorhaben geneh­
migt. Davon betrafen 48%den Handel, 46%die Dienstlei­
stungen, 21 % die Produktion, 6% das Handwerk, 3% den 
Tourismus und 13% wurden nicht aufgeschlüsselt (durch 
Mehrfachtätigkeit ergeben sich in der Summe über 
100%).

97% der genehmigten Gemeinschaftsunternehmen 
wiesen einen voraussichtlichen Jahresumsatz von unter 
20 Mill. DM bzw. eine Beschäftigtenzahl von unter 200 
auf. Das geplante jährliche Umsatzvolumen aller geneh­
migten Kooperationen belief sich auf 19 Mrd. DM, davon 
sollten 14 Mrd. DM auf ehemals volkseigene Betriebe und 
Außenhandelsbetriebe entfallen, 5 Mrd. DM auf die mehr 
als 2400 Neugründungen kleinerer Unternehmen. Ko­
operationsabkommen wurden mit Kapitalanlegern aus 
insgesamt 22 Ländern abgeschlossen, zu 95% kamen 
sie aus der Bundesrepublik Deutschland.

Hier handelt es sich nur um eine Analyse der geneh­
migten Kooperationsvorhaben; inwieweit sie auch reali­
siert wurden oder in Zukunft werden, ist nicht bekannt.

Sieht man sich die weiteren verfügbaren Angaben über 
Kooperationen und Niederlassungen im Beitrittsgebiet 
an, also in erster Linie Zusammenstellungen von Veröf­
fentlichungen in der Wirtschaftspresse, so zeigt sich 
auch hier, daß Engagements in der Produktion erst in den 
letzten Monaten quantitativ bedeutend waren. Sie neh­
men inzwischen rasch zu.

Wettbewerbspolitische Problemfelder

Es ist ein völlig normaler Vorgang, daß bei einem 
neuen Markt, wie ihn das Beitrittsgebiet darstellt, zuerst 
solche Investitionen getätigt werden, die -  wie der Ver­
trieb -  ortsabhängig sind. Bei den handelbaren Gütern 
dagegen kann man sich etwas länger Zeit lassen. Und da 
das Investitionsvolumen für Produktionsstätten deutlich 
größer ist als etwa für den Vertrieb, ist es auch ange­
bracht, die Einführung klarer politischer Rahmenbedin­
gungen abzuwarten. Der Zeitdruck ist also geringer und 
das Risiko größer.

Diejenigen Bereiche, in denen zuerst investiert wird, 
sind freilich auch diejenigen, bei denen am ehesten wett­
bewerbspolitische Probleme entstehen können. Es ist 
kein Zufall, daß recht schnell und massiv solche Unter­
nehmen aufgekauft wurden, die eine notwendige lokale 
Präsenz ermöglichten. Ein Teil dieser Aufkäufe betraf Un­
ternehmen auf lokalen Märkten, bei denen aufgrund des 
geringen Marktvolumens auch angesichts eines zukünfti­
gen Marktwachstums ein späterer Neueintritt nur geringe 
Aussichten hat. Ein Beispiel sind hier die lokalen Tages­
zeitungen, die sich in ihrer weit überwiegenden Zahl mit
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Partnern aus der Bundesrepublik oder dem Ausland zu­
sammengeschlossen haben. Ein anderes Beispiel ist die 
Zementindustrie. In diesen Fällen hatte die Wettbewerbs­
politik darauf zu achten, daß zumindest an den Rändern 
der lokalen Märkte Wettbewerb weiterhin möglich ist, 
also nicht etwa alle Zementhersteller im Beitrittsgebiet 
von einem Unternehmen aufgekauft wurden.

Ähnlich ist auch die große Zahl von Kooperationen im 
Handel zu begründen. Wer hier zuerst kommt, hat einen 
gewissen Startvorteil. Zudem hat auf ländlichen Märkten 
nur eine begrenzte Zahl von Anbietern Platz. Auch wenn 
etwa im Bereich des Lebensmitteleinzelhandels oder der 
Tankstellen ein großes Marktwachstum zu erwarten ist, 
ist ein Marktzutritt mit neuen Tankstellen und Geschäften 
schwieriger und zeitaufwendiger, zumal bei der geringen 
Zahl schnell verfügbarer Standorte. Auch hier ist es wich­
tig, die Handelsnetze nicht einheitlich an einen Bewerber 
zu verkaufen, sondern sie aufzuteilen. Gerade der Han­
del war ja kurz nach der Währungsunion deshalb in die 
Schlagzeilen gekommen, weil lokalen Monopolisten 
überhöhte Preise vorgeworfen wurden.

Auch die Filialnetze der Banken und das Vertriebsnetz 
der Versicherungen haben zusammen mit dem vorhan­
denen Kundenstamm schnell Interessenten gefunden. 
Auch hier gilt wiederum: Angesichts des erwarteten 
Marktwachstums ist für Neueintritte Platz, und die Entste­
hung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stel­
lung nicht zu erwarten. Gleichwohl dürfte die Vermutung 
zutreffen, daß der Abbau der marktbeherrschenden Stel­
lung der ehemaligen staatlichen Versicherung der DDR 
schneller vonstatten ginge, wenn sich mit der Allianz 
nicht ausgerechnet der größte europäische Versicherer 
beteiligt hätte. Die Treuhandanstalt befand sich hier aller­
dings in dem Dilemma, daß eine zweite Anbietergemein­
schaft erst einen Tag vor Vertragsabschluß auftrat. Ob die 
staatliche Versicherung der DDR auch eigenständig hätte 
fortgeführt werden können, kann von außen nicht beur­
teiltwerden. Inzwischen hat sich gezeigt, daß anfängliche 
Befürchtungen, die Schwierigkeiten, einen Vertreter­
stamm aufzubauen, würden Neueintritte anderer Versi­
cherungsgesellschaften stark verzögern, nicht zutrafen.

Natürliche Monopole

Ebenfalls rasch haben sich Interessenten in denjeni­
gen Bereichen gefunden, in denen insgesamt oder auf ei­
ner Stufe der Herstellung oder des Vertriebes ein natürli­
ches Monopol besteht. In einem dieser Bereiche wurde 
die Übernahme durch die westdeutschen staatlichen Mo­
nopolunternehmen beschlossen, nämlich bei der Deut­
schen Post. In einem anderen Bereich, der Eisenbahn, 
wurde die Fortführung als staatliches Monopoluntemeh-
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men in enger Kooperation mit dem westdeutschen Pen­
dantunter den gleichen gesetzlichen Regelungen festge­
legt. Bei der Elektrizitäts- und Gasversorgung haben sich 
schnell westdeutsche Unternehmen gefunden, die in Ko­
operation oder auch selbständig eine Übernahme der 
entsprechenden Bereiche im Beitrittsgebiet anstrebten. 
Obwohl hier langfristig erhebliche Investitionen getätigt 
werden müssen, können die Kandidaten aufgrund ihrer 
Monopolstellung doch damit rechnen, diese auf alle Fälle 
wieder hereinzubekommen. Ein wirtschaftliches Risiko 
besteht hier nur in einem sehr eingeschränkten Maße. In 
beiden Fällen haben die zuständigen KarteiIbehörden ei­
nen Anlaß gesehen, die ursprünglich angestrebten Ko­
operationsvereinbarungen zu verhindern bzw. zu modifi­
zieren.

Bei den Versorgungsunternehmen besteht auch im 
Bereich der alten Bundesländer nur ein begrenzter Wett­
bewerb. Aufgrund von Deregulierungsinitiativen der EG- 
Kommission und geplanten Gesetzesänderungen soll 
hier in Zukunft mehr Wettbewerb möglich sein als bisher. 
Insbesondere wird in Deutschland eine Trennung der Be­
treiber der Netze von den Stromherstellern angestrebt. 
Es wäre daher sinnvoll gewesen, eine solche Trennung in 
der DDR durchzuführen, wo sie organisatorisch schon 
bestanden hatte.

Regulierte Bereiche

Der Luftverkehr ist sicherlich kein natürliches Mono­
pol. Gleichwohl ist hier der Wettbewerb durch staatliche 
Regelungen eingeschränkt. Insofern ist es nicht überra­
schend, daß gerade auf diesem Gebiet ebenfalls rasch 
potentielle Kooperationspartner gefunden werden konn­
ten. Und ebenso wenig ist es überraschend, daß auch in 
diesem Bereich das geplante Zusammenschlußvorhaben 
zwischen der Lufthansa und der Interflug auf den Wider­
stand der Kartellbehörden stieß.

In all denjenigen Bereichen, in denen in der alten Bun­
desrepublik der Wettbewerb durch staatliche Regulierun­
gen eingeschränkt ist, wird mit dem Beitritt dieses Sy­
stem auch auf die neuen Bundesländer ausgedehnt. Es 
wäre aber durchaus möglich, auf dem Gebiet der ehema­
ligen DDR mehr Wettbewerb zuzulassen; eine Anglei­
chung an die Bundesrepublik ist in diesen Fällen nicht 
notwendig. Sie ist wohl auch nicht ratsam, weil durch eine 
andere Ausgestaltung der Eigentumsrechte schneller In­
vestitionen in diese Bereiche fließen und der Wettbewerb 
weniger als in der alten Bundesrepublik eingeschränkt 
werden könnte. Es wäre durchaus möglich, eine Privati­
sierung von Bahn und Post auf dem Beitrittsgebiet zu rea­
lisieren, etwa mit ausländischen Partnern. Auch die Ab-
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grenzung der öffentlichen Aufgaben müßte in den neuen 
Bundesländern nicht ebenso erfolgen wie in den alten.

In einem gewissen Maße scheint sich angesichts des 
riesigen Investitionsbedarfs für die Verbesserung der In­
frastruktur in der ehemaligen DDR diese Auffassung 
auch durchzusetzen. Hier sind Überlegungen der Deut­
schen Telekom symptomatisch, für eine Übergangszeit 
auf dem Beitrittsgebiet auf einen Teil ihres Telefonmono­
pols zu verzichten. Schon bisher waren ja im Verkehr mit 
der DDR bestimmte Ausnahmen von diesem Monopol 
vorgenommen worden. So ist die Sprachübermittlung un­
ter bestimmten Bedingungen auch für private Satelliten- 
netz-Betreiber möglich.

Dies soll freilich nicht heißen, daß das Beitrittsgebiet 
zu einem Experimentierfeld für Regulierungsarten wer­
den soll. Vielmehr sollte dort dasjenige Regulierungsni­
veau eingeführt werden, das sich nach einer Durchfüh­
rung von längst fälligen Deregulierungsmaßnahmen auf 
dem Gebiet der alten Bundesrepublik ergeben würde. 
Dies könnte in diesen Bereichen dazu führen, daß Inve­
stitionen sogar eher als in den alten Bundesländern getä­
tigt werden und sich somit die Wachstumschancen die­
ses Gebietes erhöhen.

Fazit

Es zeigt sich also, daß anfangs Investitionen im Bei­
trittsgebiet in erster Linie in solchen Bereichen getätigt 
wurden, in denen lokale Märkte oder natürliche Monopole 
vorliegen bzw. der Wettbewerb durch staatliche Maßnah­
men beschränkt ist. Definitionsgemäß ist hier ein späte­
rer Marktzutritt nicht (oder nur sehr eingeschränkt) mög­
lich. Hier mußte also schnell gehandelt werden. Zum 
zweiten fanden Kooperationen schnell im Bereich des 
Handels im weiteren Sinne (also inklusive Filialen) statt. 
Hier konnte davon ausgegangen werden, daß aufgrund

von Engpässen auf vorgelagerten Märkten (Immobilien­
markt) ein späterer Neueintritt schwieriger sein dürfte als 
die Übernahme schon bestehender Einheiten. Der dritte 
wesentliche Bereich umfaßt Dienstleistungen im weite­
ren Sinne, bei denen das Angebot ortsabhängig ist und 
ein großer Nachholbedarf im Beitrittsgebiet existiert. Vor 
allen Dingen bei den natürlichen Monopolen und anderen 
staatlich regulierten Bereichen einerseits, den lokalen 
Märkten und den Filialnetzen andererseits, konnten wett­
bewerbspolitische Probleme entstehen.

Im großen Bereich der Produktion handelbarer Güter, 
bei denen die Investitionen erst zögerlich einsetzen, dürf­
ten wettbewerbspolitische Probleme von geringerer Be­
deutung sein. Erstens handelt es sich hier um Märkte, die 
in der Regel deutlich größer als der deutsche sind. Zwei­
tens weist die Aufnahme einer Produktion im Beitrittsge­
biet, selbst wenn sie im Rahmen einer Kooperation oder 
eines vollständigen Aufkaufs erfolgt, starke Elemente ei­
nes internen Wachstums auf.

In den meisten Fällen geht es nicht darum, Marktan­
teile zu kaufen, etwa weil ein Anbieter aus dem Beitritts­
gebiet gut eingeführt ist und über sehr gute Produktionen 
und Marken verfügt, sondern es geht um den Kauf eines 
industriellen Standortes mit ausgebildeten Arbeitskräf­
ten. Ein großer Teil des Sachkapitals muß ohnehin erneu­
ert werden. Insofern ist die Alternative zum Engagement 
bei einem Partner im Beitrittsgebiet häufig die Aufnahme 
einer Produktion an einem anderen europäischen Stand­
ort. Internes Wachstum ist aber nicht Gegenstand des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und soll 
es auch nicht sein, weil internes Wachstum die Lei­
stungsfähigkeit der Unternehmen widerspiegelt. Daher 
dürften von dieser Art von Investitionen im Beitrittsgebiet 
in der Regel auch keine wettbewerbspolitischen Pro­
bleme resultieren.
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